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Der Beitrag greift die aktuelle Frage einer Finanzierung des Journalismus auf, deren
privatwirtschaftliche Lösung als mediale Querfinanzierung aus dem Werbemarkt zu-
mindest als allgemeines Muster offenbar einem Ende zugeht. Die Suche nach einem drit-
ten Weg zwischen den bestehenden Alternativen privatwirtschaftlich vs. öffentlich-recht-
lich erfolgt in mehreren Schritten. Voraussetzung einer medienunabhängigen Journalis-
musfinanzierung ist die Unterscheidung von Journalismus und Medien, die mit institu-
tionentheoretischen Ansätzen erfolgt und Journalismus als die demokratietheoretisch
fundamentale Institution ausweist. Eine öffentliche Finanzierung dieser Institution, für
die hier plädiert wird, setzt deren Formalisierung und staatsferne soziale Organisation
voraus. Den Weg dorthin weist die institutionenökonomische Theorie der Commons als
Selbstorganisation, das konkrete Modell dafür liefert das soziologische Professionskon-
zept als eine Form der Commons. Der Staat ist vor allem in der Rolle des Ermöglichers
der skizzierten Selbstorganisationsprozesse des Journalismus gefordert, die notwendige
Definitions- und Abgrenzungsarbeit ist von Journalismustheorie und -praxis zu leisten.
Die mit dem Kollektivgutcharakter journalistischer Dienstleistung begründbare öffent-
liche Finanzierung wird als eine vom Staat zu organisierende Finanzierung aus verschie-
denen Quellen entwickelt.
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Problemaufriss

Eine mediale Querfinanzierung des Journalismus aus dem Werbemarkt wird offenbar
immer schwieriger. Sinkende Werbeeinahmen der gedruckten Zeitungen vor allem durch
Verlust der lukrativen Rubrikenwerbung an das Internet, Konkurrenz im Internet auch
durch direkte Werbemöglichkeiten der Unternehmen für ihre Produkte und Dienstleis-
tungen, geringe und für nicht spezialisierte Angebote offenbar eher sinkende (Breunig
2005) Zahlungsbereitschaft der Internetnutzer sowie Kostenwettbewerb aus Sicht der
Leser zwischen Print- und Online-Ausgaben einer Zeitung (Mögerle 2009) sind Rah-
menbedingungen, die den Ausblick in die Zukunft journalistischer Medien, hier am Bei-
spiel der Tageszeitung als Prototyp exemplifiziert, eher düster erscheinen lassen1. Ver-
schärft wird die Situation durch die aktuelle Wirtschaftskrise. Hinzu kommt, dass der
Bereich der Medien, auch der journalistischen Medien, vom gesellschaftlichen Metatrend
der Ökonomisierung als einer „‚Überformung’ konkurrierender Soziallogiken durch die
wirtschaftliche“ (Richter 2009: 216) nicht verschont blieb. Das Interesse von Kapitalin-
vestoren an Medienunternehmen ist dafür lediglich ein Indikator. Mit Blick auf die Ent-
wicklung in den USA, aber nicht nur dort, halten Weichert/Kramp (2009: 6) fest: „Qua-
litätsjournalismus ist in der Perspektive großer Konzerne nur noch ein Produkt unter

1.

1 Für alle vorwiegend werbefinanzierten Medien, also auch Zeitschriften, privater Hörfunk und
privatwirtschaftlich organisiertes Fernsehen, haben sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen „derart verschlechtert, dass die Finanzierbarkeit privater Medienangebote überall in Frage
gestellt ist“ (Siebenhaar 2010: 8). „Die klassische Medienindustrie sitzt in der Werbefalle“ (eben-
da: 7) und sucht nach neuen Erlösmodellen.
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vielen, das künftig noch stärker den oftmals volatilen Marktbedingungen unterliegt“2.
Dass auch die deutschen Verlagshäuser ihrer veränderten Marktsituation zunehmend
durch Absenkung der Redaktionskosten zu begegnen versuchen, macht u. a. die aktuelle
Konzentrationsanalyse von Röper (2010) deutlich.3

Für die Zukunft des Journalismus und journalistischer Medien fügen sich diese und
weitere Facetten jedenfalls zu einem Szenario, das Nachdenken über ihre Finanzierung
gebietet, sofern man davon ausgeht, dass beide für demokratische Gesellschaften unver-
zichtbar sind. Damit wären hier zwei zentrale Fragen zu klären:
1. Sind Journalismus und journalistische Medien für demokratische Gesellschaften un-

verzichtbar und wenn ja, warum?
2. Lässt sich ein Modell öffentlicher Finanzierung von Journalismus und journalisti-

schen Medien entwickeln, das mit dem Gebot der Staatsferne und der Pressefreiheit
vereinbar ist?

Die Frage, ob zu einer öffentlichen Finanzierung alternative Modelle einer wirtschaft-
lichen Sicherung von Journalismus diskutiert bzw. erprobt werden und wenn ja, welche,
muss hier aus Platzgründen unberücksichtigt bleiben.4 Generelle Lösungen scheinen
bislang jedenfalls nicht in Sicht. So glauben Downie/Schudson in einem Ende 2009 vor-
gelegten Bericht „The Reconstruction of American Journalism“ nicht, dass Journalismus
in Zukunft allein aus einem privatwirtschaftlichen Geschäftsmodell finanziert werden
kann. Sie erarbeiten daher einen umfangreichen Katalog an privaten und öffentlichen
Teilfinanzierungsmöglichkeiten, die sie allerdings nicht zu einem Finanzierungsgesamt-
konzept verbinden. So bleibt auch ihr Appell an die amerikanische Gesellschaft, kollektiv
Verantwortung für einen unabhängigen Journalismus zu übernehmen (vgl. ebenda: 75)
eher vage.

Gerade das Papier von Downie/Schudson macht deutlich, dass ein Konzept verläss-
licher Finanzierung des Journalismus, sofern man diesen für demokratienotwendig hält,
als eine kollektiv organisierte und das heißt durch den Gesetzgeber geregelte Lösung
gedacht werden muss. Diese ansatzweise zu entwickeln, wird hier unter Rückgriff auf
institutionalistische und professionssoziologische Ansätze versucht:

Ausgangspunkt ist die institutionentheoretisch begründete Trennung von Journalis-
mus und Medien, die Journalismus als die im Kontext einer demokratischen Ordnung
fundamentale Institution ausweist (2.). Diese Trennung wirft die Frage nach einer so-
zialen Organisation von Journalismus auf, die medienunabhängig als Andockmöglich-
keit dienen kann für kommunikationspolitisches Handeln, das eine kollektive Finan-
zierung ja impliziert. Dafür bietet sich ein Rückgriff auf das soziologische Konzept der
Profession als autonome Kollegialorganisation an. Nicht nur wird Journalismus tradi-
tionell zu den Professionen zumindest im weiteren Sinne gezählt; die zentrale theoreti-
sche Verbindungsbrücke ist, dass Professionen generell als Institutionen im hier ver-
wendeten Sinne gelten (3.).

Mit dem Professionskonzept als Organisationsvorlage stellt sich die weitere Frage,
wie die Professionsbildung der „verspäteten Profession“ (Neverla 1998) unter Berück-

2 Nach Schätzungen des Berichts zur Lage der amerikanischen Nachrichtenmedien, den das „Pro-
ject for Excellence in Journalism“ vorgelegt hat, wurden 2009 US-weit 5900 Redaktionsstellen
in den Medien gestrichen, seit 2001 ist damit ein Drittel des damaligen Bestands verschwunden.
Selbst Qualitätsblätter stellen ihre Berichterstattung vom teuren Recherche- auf den preiswer-
teren Meinungsjournalismus um (vgl. Piper 2010).

3 Nach Angaben des BDZV folgte einem Höchststand an Redakteursstellen von 15300 im Jahre
2000 ein Abbau von bislang gut 1000 Arbeitsplätzen (vgl. Röper 2010: 233, FN 9).

4 Eine aktuelle Übersicht liefern Weichert/Kamp 2009.
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sichtigung von Art. 5 GG realisiert werden kann. Hierfür wird auf die institutionen-
ökonomischen Arbeiten der Forschergruppe um E. Ostrom zur Selbstorganisation von
Commons zurückgegriffen, denn Professionen zählen in der Institutionenökonomik zu
den „associational commons“ (4.).

Auf der entwickelten Argumentation aufbauend wird ein öffentlicher Finanzie-
rungsmodus von Journalismus skizziert. Zur Begründung und Legitimierung einer öf-
fentlichen Finanzierung des professionellen Journalismus wird wiederum die Theorie
der Commons herangezogen. Für die Rezipienten stellt die journalistische Dienstleis-
tung einen gemeinsam nutzbaren Ressourcenpool zur Wahrnehmung ihrer Rolle als
Bürger dar, der hier in die Gruppe der „libertarian commons“ fällt, also Kollektivgut-
charakter hat (5.).

Abschließend wird kurz erläutert, dass Journalismusförderung auch Medienförde-
rung bedeutet, sofern und soweit das Medium professionellen Journalismus als zentrale
Ressource nutzt (6.). Es folgt der Versuch einer Zusammenfassung (7.).

Journalismus als gesellschaftliche Institution

Journalismus wird in der modernen Gesellschaft nur noch im Zusammenhang mit Me-
dienöffentlichkeit gedacht. Öffentlichkeit im allgemeinsten Verständnis ist ein im Prin-
zip frei zugängliches Kommunikationsforum, in dem Sprecher etwas mitteilen und Re-
zipienten diese Mitteilungen wahrnehmen, wobei immer mitschwingt, dass es sich um
öffentliche, also kollektiv relevante Themen und Meinungen handelt, die dort bespro-
chen und verhandelt werden. Peters (2007: 59) spricht von „Öffentlichkeit im emphati-
schen Sinn“, die durch Kommunikation unter Akteuren gebildet wird, „die aus ihren
privaten Lebenskreisen heraustreten, um sich über Angelegenheiten von allgemeinem
Interesse zu verständigen“.

Im Gegensatz zur Encounteröffentlichkeit (spontane interpersonale Kommunikati-
on überschaubarer Gruppen) und Versammlungs- bzw. Themenöffentlichkeit (Rollen-
differenzierung Sprecher/Hörer bei meist nicht mehr spontan ausgehandelten Themen)
(vgl. Beck 2007: 105f.) verlieren Sprecher und Publikum bei Medienöffentlichkeit ihren
interaktiven Zusammenhang. Als dritte Akteurgruppe tritt die der Vermittler auf und
Öffentlichkeit weitet sich auf die Gesellschaft insgesamt aus (Neidhardt 1994: 101). Als
zentrale, demokratietheoretisch die zentrale Gruppe von Vermittlern oder „Mediato-
ren“ gelten Journalisten.

Journalismus wird, von der Mehrheit der Journalisten wie der Kommunikationswis-
senschaftler, heute als gesellschaftliche Dienstleistung verstanden (vgl. Donsbach 2008),
die als unabhängige Orientierungsleistung über das gesellschaftliche Geschehen (Arnold
2009: 477) dem Bürger die Meinungsbildung und so das Funktionieren von Demokratie
ermöglichen soll. Neben dieser sehr allgemeinen Definition gibt es in der Kommunika-
tionswissenschaft zahlreiche theoretisch-konzeptionelle Annäherungen an den Journa-
lismus, die im Ergebnis aber zu wenig begrifflicher Schärfe führen (vgl. Kepplinger 2004:
91, Neverla 1998: 61). Dennoch herrscht offenbar gesellschaftlicher Konsens über die
genauere Spezifizierung der gesellschaftlichen Dienstleistung des Journalismus, wie
Haller (2004: 133ff.) mit Hinweis auf empirische Daten zum Rollenselbstverständnis der
Journalisten, zu Funktionszuweisungen an den Journalismus durch die Bevölkerung und
das damit übereinstimmende Mediennutzungsverhalten darlegt. Danach herrscht Kon-

2.
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sens zwischen den Kommunikationspartnern, dass Funktion des Journalismus ist bzw.
sein soll, „dass
– gesellschaftliche Selbstverständigung als infiniter Kommunikationsprozess in Gang

kommt bzw. bleibt;
– sich diese gesellschaftliche Verständigung an Aussagen über die (intersubjektiv er-

fahrbare) Ereignisrealität orientiert – und nicht etwa an realitätsfremden (fiktionalen)
Selbst- und Fremdbildern oder Ideologien;

– aktuelle Vorgänge in der Ereignisrealität in Bezug auf (möglichst allgemein akzep-
tierte) Vorstellungen über das politische, wirtschaftliche und soziale Zusammenleben
geprüft und bewertet werden“ (ebenda: 136).

Man kann sich dem Journalismus als gesellschaftlichem Phänomen nun auch mit insti-
tutionentheoretischen Ansätzen nähern (vgl. dazu näher Kiefer 2010). Das ist hilfreich
vor allem, wenn man eine konsentierte Funktionszuweisung, wie die oben umschriebe-
ne, zu erklären und zu begründen versucht. Denn dass „Journalismus über den gesell-
schaftlich konsentierten Primat (verfügt), Themen zur öffentlichen Kommunikation be-
reitzustellen“, wie Rühl (1980: 329) kurz und prägnant feststellt, ist ja, auch wenn in der
Kommunikationswissenschaft wohl unbestritten, nicht selbsterklärend und selbstbe-
gründend.

Nun gibt es genauso wenig die Institutionentheorie, wie es die Journalismustheorie
gibt, und selbst der Begriff der Institution bleibt wie der des Journalismus weitgehend
vage. Eine vergleichsweise umfassende Definition, was unter einer Institution zu ver-
stehen sei, die alle in den verschiedenen institutionentheoretischen Ansätzen weitgehend
übereinstimmend als relevant betrachteten Kriterien aufgreift, bietet Göbel (2002: 3).
Danach sind Institutionen:
– „Systeme von verhaltenssteuernden Regeln bzw. durch diese gesteuerte Handlungs-

systeme,
– die Probleme menschlicher Interaktion gemäß einer Leitidee ordnen,
– die für längere Zeit und einen größeren Kreis von Menschen gelten
– und deren Beachtung auf unterschiedliche Art und Weise durchgesetzt wird“.
Journalismus als Institution wäre danach
– ein durch Verhaltensregeln gesteuertes Handlungssystem (auf der Produktionsseite

von Journalismus kann man an die Nachrichtenfaktoren oder journalistische Berufs-
kodices denken, auf der Rezeptionsseite an Mediennutzungsgewohnheiten),

– das Problembereiche menschlicher Interaktion (hier öffentliche Kommunikation
über gesellschaftlich relevante Themen) gemäß einer Leitidee (wie „Objektivität“ und
„Vielfalt“) ordnen soll,

– das nicht zuletzt durch die Verknüpfung mit Medien als Organisationen auf Dauer
gestellt ist und auf der Produktions- wie Rezeptionsseite von Journalismus für einen
großen Kreis von Menschen gilt,

– dessen Verhalten steuernde Regeln auf unterschiedliche Art und Weise durchgesetzt
werden, auf der Produktionsseite z. B. durch Presserat oder Reputationsverlust bei
Verstoß gegen Berufskodices, auf der Rezeptionsseite z. B. durch die Gefahr des
Nicht-Mitreden-Könnens bei mangelnder Informiertheit.

Journalismus kann also im Sinne der Definition von Göbel als Institution begriffen wer-
den. Die oben beschriebene Funktionszuweisung ist damit allerdings noch nicht voll
erklär- und vor allem begründbar. Aussagen über intersubjektiv erfahrbare Ereignisrea-
litäten können ja allenfalls als Sollaufgabe dem Journalismus vorgegeben werden, an de-
ren Erfüllung man glaubt oder nicht. Wie ist es also möglich, dass wir als Rezipienten
journalistische Aussagen in der Regel als Realitätsbeschreibung akzeptieren, dass wir,
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wie Luhmann (1996: 6) sicherlich nur leicht übertreibend schreibt, das, „(w)as wir über
unsere Gesellschaft, ja über die Welt, in der wir leben, wissen“, durch die Massenmedien
wissen, dass die journalistischen und medial vermittelten Weltbilder „zur Synchronisa-
tion der Weltgesellschaft“ (Bentele u. a. 2006: 115) beitragen?

Nach Searle (2005) müssen Institutionen, zumindest bestimmte Institutionen wie
z. B. Geld, um als Institutionen „gemeinsames Wissen“ (Ostrom 1999: 66) der Gesell-
schaftsmitglieder, „institutionelle ‚Weltbilder’“ (Priddat 1996: 31) repräsentieren und so
gesellschaftliche Kooperation ermöglichen zu können, eine Statusfunktion nach der
Formel „X counts as Y in context C“ (Searle 2005: 10) zugewiesen erhalten haben, die
kollektiv anerkannt und akzeptiert ist. Geld z. B., so Searle, kann seine gesellschaftliche
Funktion als allgemeines Zahlungsmittel ja nicht dank physischer Eigenschaften, son-
dern nur durch die kollektive Zuweisung einer entsprechenden Statusfunktion über-
nehmen. Journalismus scheint eine ähnliche Institution zu sein, die die oben beschrie-
bene Ermöglichung gesellschaftlicher Selbstverständigung über kollektiv zu erreichende
Ziele des Gemeinwesens nur dank der konsentierten Zuweisung und Akzeptanz einer
entsprechenden Statusfunktion leisten kann.

Der normative Kern dieser Statusfunktion im Kontext einer Demokratie ist die Er-
möglichung und Sicherung des für Demokratien zentralen Prinzips der Volkssouverä-
nität. In einer so hoch differenzierten, komplexen, arbeitsteiligen und pluralistischen
Gesellschaft, wie sie die modernen Massendemokratien darstellen, soll Journalismus mit
seinen Wirklichkeitsbeschreibungen die Aufmerksamkeit des Einzelnen als Rezipient
auf das kollektiv Relevante und Erforderliche lenken, das in einer von Werbung und PR
durchtränkten, vorwiegend Unterhaltungsöffentlichkeit (vgl. Saxer 2007) ja keineswegs
mehr für jedermann offensichtlich ist, und so die notwendige Informiertheit und die
erforderlichen Lernprozesse der Staatsbürger mit Blick auf ihr Gemeinwesen ermögli-
chen. Es ist genau diese auf Interdependenz (Kohring 2004), auf die Ermöglichung ge-
sellschaftlicher Kooperation gerichtete spezifische Selektivität, die konstitutiv ist für den
Journalismus als Institution. Der journalistische Akteur übernimmt dabei eine soziale
Agentschaft für den Bürger (vgl. Meyer/Jepperson 2005). Dieser institutionalisierte
Agentenstatus ist die Basis für Vertrauen in das journalistische Handeln und für dessen
Legitimation. Von daher gelten die institutionalisierten Wirklichkeitsbeschreibungen
des Journalismus als wirklichkeitsgerecht.

Journalismus hat also eine spezifische, medienunabhängige, kollektiv zugewiesene
Statusfunktion, die seinen Status als Institution auch in der Definition von Searle be-
gründet. In der modernen Massendemokratie ist diese Statusfunktion aber nur mehr in
der und durch die Sphäre der Öffentlichkeit zu realisieren, die wiederum vor allem die
journalistischen Medien durch die Vervielfältigung journalistischer Aussagen und die
Produktion von Publikum dafür herstellen. Auch wenn, wie Altmeppen (2006: 13) be-
klagt, „zwischen Medien und Journalismus häufig kein Unterschied gemacht“ werde,
dürfen beide nicht gleichgesetzt werden, darüber besteht in der Kommunikationswis-
senschaft eigentlich auch Konsens (vgl. u. a. Kohring 2004: 160).

Medien haben, dem Metatrend zur Organisationsgesellschaft (Jäger/Schimank 2005;
Türk et al. 2006) seit dem 19. Jahrhundert folgend, die Organisation des Journalismus
(zentral: die Innovation der Redaktion) und als Wirtschaftsunternehmen vor allem auch
dessen Finanzierung übernommen und seine Institutionalisierung in der Massendemo-
kratie durch die Schaffung von gesellschaftsweiter Öffentlichkeit so erst ermöglicht.
Zumindest die journalistischen Medien sind durch ihre Verknüpfung mit dem Journa-
lismus dabei selbst zu Institutionen geworden. Journalismus ist in diesem institutionellen
Arrangement allerdings die fundamentalere Institution, die das institutionelle Regelsys-
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tem und das institutionelle Feld bestimmt, in dem sich journalistische Medien bewegen.
Sind journalistische Medien privatwirtschaftlich organisiert, ist Journalismus für sie zu-
gleich die zentrale Ressource, die sie ökonomisch nutzen.

Die Überlagerung heute des Journalismus in der öffentlichen Wahrnehmung durch
die Medien, die ihre gesellschaftlich herausgehobene Position und ihre verfassungs-
rechtlich geschützten Freiheitsspielräume dieser, so kann man wohl sagen, „unterschätz-
ten Institution“ verdanken, mag viele Ursachen haben. Eine zentrale ist zweifellos der
privilegierte Zugang der Medien zur Öffentlichkeit, die Gatekeeper-Position, die sie
nicht nur für alle Sprecher, die sich an die Öffentlichkeit wenden wollen, einschließlich
Werbewirtschaft, sondern auch für den Journalismus selbst haben oder zumindest bis-
lang hatten.

Will man die einleitend gestellte Frage, ob Journalismus und journalistische Medien
für die demokratische Gesellschaft unverzichtbar sind, beantworten, muss die Antwort
für den Journalismus, den obigen Ausführungen folgend, ohne Einschränkung „ja“ lau-
ten. Medien sind unverzichtbar, soweit und solange sie dem Journalismus die benötigte
Öffentlichkeit zu schaffen vermögen; technische Struktur und Ausstattung der Medien,
die ja dem jeweiligen Stand der Technik einer Gesellschaft und der Annahme dieser
Techniken durch die Rezipienten folgen, scheinen dabei aber eher sekundär zu sein.

Profession als autonome Kollegialorganisation

Geht man, wie oben dargelegt, davon aus, dass Journalismus die demokratietheoretisch
zentrale Institution im institutionellen Arrangement der Medien ist, muss eine öffentli-
che Finanzierung beim Journalismus und nicht bei den Medien ansetzen. Damit stellt
sich die Frage nach einer Form sozialer Organisation des Journalismus, an die kommu-
nikationspolitisches Handeln anknüpfen kann. Als Lösung wird hier das Konzept der
Profession als einer formalen Institution vorgeschlagen.

Ein Rekurs auf das Konzept der Profession bietet sich grundsätzlich schon deswegen
an, weil es sich dabei um ein dem Searle’schen Institutionenbegriff folgendes Konstrukt
handelt: „X counts as Y in context C“ bzw. „Eine Profession kann eine Profession ge-
nannt werden, weil wir sie so nennen (ernennen und entsprechend handeln)“ (Ortmann
2005: 286).5

Allerdings müssen für diesen performativen Akt der Professionsbildung einige Rah-
menbedingungen vorliegen. Mieg (2003: 15ff.) nennt als wesentliche:
– Es gibt einen gesellschaftlich relevanten Problembereich und einen zugehörigen Be-

reich an Handlungs- und Erklärungswissen.
– Es gibt einen Bezug zu einem gesellschaftlichen Zentralwert.
– Es gibt eine weitgehend akademisierte Ausbildung.
– Es gibt einen Berufsverband bzw. eine berufsständische Vertretung.
Diese Rahmenbedingungen treffen auf den Journalismus zu. Die von Haller herausge-
arbeitete Funktion des Journalismus benennt den gesellschaftlichen Problembereich: die
Ermöglichung gesellschaftlicher Selbstverständigung über die kollektiv relevante Ereig-
nisrealität. Das journalistische Handlungs- und Erklärungswissen liefert heute die über-
wiegend akademische Ausbildung. Der gesellschaftliche Zentralwert, um den es hier
geht, ist in der demokratischen Gesellschaft die Ermöglichung und Sicherung von Volks-
souveränität.

3.

5 Neverla (1998) zeigt zudem, wie sich im Konzept der Profession system- und handlungstheo-
retische Komponenten, zwischen denen die Theoriebildung der Journalistik und Kommunika-
tionswissenschaft schwankt, aufeinander beziehen lassen.
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Als zentrale Kriterien von Professionen gelten deren Autonomie und Monopol in
der Verwaltung des institutionell zugewiesenen Problem- und hochspezialisierten Wis-
sensbereichs. Autonomie und Monopol betreffen die Kontrolle der Ausbildung und des
Marktzutritts, die Macht über Definition und Bewertung der professionellen Leistun-
gen, die Selbstbestimmung und Selbstkontrolle ihrer Arbeit durch die Professionals.
„Professionen sind Berufe, die keiner anderen Berufsgruppe unterstellt sind“ (Klatetzki
2005: 277). Freidson (2001) spricht von der „Third Logic“, die professionelles Handeln
kennzeichne in Abgrenzung zu der Logik des Marktes (Ideologie des „consumerism“)
und derjenigen der Bürokratie (Ideologie des „managerialism“). Die professionelle Ideo-
logie kennzeichnen „commitment to the quality of work“ (ebd.: 200), „its attachment to
a transcendent value that gives it meaning and justifies its independence“ (221), „the
professional’s claim of license to balance the public good against the needs and demands
of the immediate clients or employers“ (222). Diese andere Logik und Ideologie ist für
ihn „the soul of professionalism“ und sie lässt sich ohne Abstriche auf eine idealtypische
Konzeption von Journalismus übertragen.

Auch wenn an dieser Stelle kein Überblick über den Stand der professionssoziolo-
gischen Diskussion angestrebt wird, sei noch auf zwei Aspekte mit Relevanz für den
Journalismus hingewiesen: die Struktur professionellen Handelns und den Aspekt der
Professionalisierungsbedürftigkeit.

Professionelles Handeln beruht auf komplexem abstraktem Wissen und gilt als nicht
oder nur begrenzt routinisierbar. Strukturell setzt sich dieses Handeln nach Abbott
(1988) aus drei Tätigkeiten zusammen: Diagnose, Inferenz und Behandlung (vgl. Kla-
tetzki 2005: 262ff.). Durch die „Diagnose“ werden Informationen in das professionelle
Wissenssystem aufgenommen, was die kulturelle Kompetenz des Professionellen vor-
aussetzt, Realitäten wahrzunehmen, die der Laie nicht erkennen kann. Durch die „Be-
handlung“ werden Informationen aus dem professionellen Wissenssystem nach außen
übertragen. „Inferenz“ meint das kognitive Schlussfolgern und die Abklärung der zu-
meist mehrdeutigen Beziehung zwischen „Diagnose“ und „Behandlung“ mittels pro-
fessioneller Kompetenz und bildet den Kern professionellen Handelns. Klatetzki (ebd.:
268) fasst zusammen, „dass professionelle Arbeit eine Form der Wahrnehmung bzw.
Deutung von Wirklichkeit (Diagnose) und im Kern eine besondere Art schlussfolgern-
den Denkens ist (Inferenz). Die Waffen der Professionellen sind Ideen. Sie üben Kon-
trolle durch die Definition von Realität aus (..). Auf dieser Basis ist professionelle Arbeit
zudem ein Bewirken von Wirkungen (Behandlung)“. Mit dieser Zusammenfassung lässt
sich unbestreitbar auch journalistisches Handeln angemessen beschreiben.

„Professionalisierungsbedürftigkeit“ wird vor allem in strukturfunktionalistischen
und systemtheoretischen Ansätzen der Professionssoziologie primär von der Anbieter-
seite her gedacht. Kühl (2006: 19) schlägt vor, den Begriff auch von der Nachfrageseite
her zu rekonstruieren, wenn dort „nach Surrogaten für fehlende Professionalität gesucht
wird“. Solche Surrogate für den Rezipienten mögen bislang Medien gewesen sein („Qua-
litätszeitung“, „Leitmedium“ etc.), die in Zeiten des Medienumbruchs und des „Bür-
gerjournalismus“ allerdings an Eindeutigkeit verlieren. Will man eine nachfrageseitige
Professionalisierungsbedürftigkeit des Journalismus rekonstruieren, ist ein Verweis von
Ortmann (2005: 295) auf den Beitrag, den die Institutionenökonomik (Stichworte: Ver-
trauensgüter, asymmetrische Information, Reputation, signalling, credible commitments
etc.) hier für die Professionssoziologie leisten könne, von besonderem Interesse, weil in
der Medienökonomik bereits Lehrbuch-Standard (vgl. u. a. Heinrich 2001: 98ff., Kiefer
2005: 332ff.).
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Freidson (1983: 19ff.) unterscheidet wie viele andere Professionssoziologen zwischen
zwei Professionskonzepten: dem weiteren ausbildungsorientierten, das von weitgehend
individuell definierten Formen professionellen Handelns ausgeht, und dem engeren, das
an institutionelle und ideologische Merkmale der Profession zur Abgrenzung von an-
deren Berufen anknüpft. Journalismus galt bislang als Profession im weiteren Sinn (vgl.
Mieg 2003: 13). Voraussetzung für eine kollektive Finanzierung, so die hier vertretene
These, ist die Begründung und Überführung in eine Profession gemäß dem engeren
Konzept. Das setzt vor allem eines voraus: eine Bestimmung, wer zur Profession gehört,
und eine soziale Schließung (vgl. Feidson 2001: 199ff.). Beides wiederum setzt die Be-
antwortung der schon 1998 von Neverla gestellten Frage voraus: „Welche ‚Journalismen’
wollen wir ernsthaft zum Journalismus zählen?“ (ebd.: 60). Eine entsprechende Defini-
tions- und Abgrenzungsarbeit, deren Schwierigkeit beachtlich ist und die hier auch nicht
ansatzweise versucht werden soll, müsste im Rahmen eines Professionsbildungsprojekts
von Journalismuspraktikern und -theoretikern geleistet werden. Darüber hinaus stellt
sich die Frage: Wie bildet man eine Profession? Hier kann die institutionenökonomische
Theorie der Commons Hilfestellung leisten, die Professionen als eine Form von Com-
mons begreift.

Selbstorganisation in Anlehnung an die Theorie der Commons

E. Ostrom (1999, 2005), Wirtschaftsnobelpreisträgerin 2009, hat mit ihren langjährigen
theoretischen und empirischen Arbeiten zur Organisation von Allmenden, also von ge-
meinsam nutzbaren Ressourcen oder Commons eine in der Ökonomik bislang vorherr-
schende pessimistische Annahme in Frage gestellt, nämlich dass rational ihr Eigeninter-
esse verfolgende Mitglieder einer Gruppe nicht in der Lage seien, ein gemeinsames
Gruppenziel zu erreichen. Metaphern wie die von der „Tragik der Allmende“, aber auch
die von Olson entwickelte „Logik des kollektiven Handelns“ (Olson 1992), ebenso die
in der Ökonomik gern benutzte spieltheoretische Figur des „Gefangenendilemmas“: Sie
verweisen alle auf diese pessimistische Annahme.

Von Allmenderessourcen oder Commons wird in der Regel im Zusammenhang mit
natürlichen Ressourcen wie Fischgründen, Wasserreservoirs oder Weiden gesprochen,
die für viele nutzbar sind, bei deren rücksichtslosem Umgang damit allerdings die Gefahr
ihrer dauerhaften Schädigung besteht (die Diskussion der allgegenwärtigen Umwelt-
probleme dreht sich um genau diese Erscheinungen). Heute ist die Tragik der Allmende
eine ökonomische Metapher, die auf eine Vielzahl von Problemen kollektiven Handelns
auch außerhalb natürlicher Ressourcennutzung Anwendung findet (vgl. Ostrom 1999:
4). Bislang sahen Ökonomen wie Politologen für die Lösung solcher Probleme nur zwei
Wege: Privatisierung oder staatliche Regulierung. Ostrom verweist nun auf eine dritte
Möglichkeit: die Selbstorganisation und Selbstverwaltung. Individuen in einer Situation
strategischer Interdependenz entwickeln selbst die Regeln, die es ermöglichen, die di-
lemmatische Struktur aufzulösen, verpflichten sich auf diese Regeln und überwachen
deren Einhaltung.

Ostroms Arbeit könnte wegleitend sein für einen Professionsbildungsprozess des
Journalismus, denn, wie erwähnt, institutionenökonomisch gelten Professionen als
Commons, genauer als „associational commons“ (Levine 2007: 250f.). „Associational
commons“ meint, dass, im Gegensatz zu den unter 5. zu diskutierenden „libertarian
commons“, eine definierte Gruppe ein Ressourcensystem nutzt. Im Falle der Profession
oder des Journalismus ist dies ein intangibles Ressourcensystem, denn ihre „Allmen-
de“ ist der institutionell zugewiesene gesellschaftliche Problem- und Wissenskomplex.
Ostrom hat einen Katalog von „Design Principles“ für eine erfolgreiche Selbstorgani-

4.
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sation von Commons (Ostrom 2005: 258ff.) erarbeitet, der als Katalog von Erforder-
nissen, die bei einem Professionsbildungsprozess von Journalismus zu beachten sind,
gelesen werden kann.

Das erste und wichtigste der Erfordernisse ist: „Clearly defined boundaries“. Das
Ressourcensystem, seine Grenzen, der Personenkreis der berechtigten Nutzer müssen
klar definiert und festgelegt werden. Für Ostrom ist die Zugangsbeschränkung auf Per-
sonen, die den vereinbarten Regeln zustimmen, der wichtigste Schritt. Zu wissen „who
is in and who is out of a defined set of relationships“ ist die Voraussetzung für Koope-
rationsbereitschaft, Vertrauen, Reziprozität und Verantwortung (ebd.: 261). Grenzzie-
hungen via Definition und soziale Schließung sind für Ostrom also ebenso ein unab-
dingbares Organisationserfordernis, wie sie bei der Profession als zentral erachtet wer-
den. Die gerade angesprochene Definitions- und Abgrenzungsarbeit ist also unerlässlich.

Zentrales Erfordernis ist weiter: „Collective-choice arrangements“. Die Allmende-
Nutzer selbst handeln das für sie gültige Regelsystem und später allfällige Regelände-
rungen aus. Autonomie ist das professionssoziologische Stichwort. Zu dem Regelsystem
gehören unabdingbar:
– „Monitoring“. Vertrauen und Reziprozität sind wichtig, aber nur selten ausreichend.

Durch ein internes Monitoring-System soll das regelgerechte Verhalten der Mitglie-
der kontrolliert, aber auch der Zustand der Ressource beobachtet werden.

– „Graduated sanctions“. Ein internes Sanktionssystem bei Regelverstößen soll be-
rücksichtigen, dass „jeder einmal einen Fehler machen kann“, aber wiederholten Re-
gelbruch soll es wirksam verhindern.

– Durch die Installation eines Monitoring- und Sanktionssystem wird berücksichtigt,
dass selbstorganisierende Regimes stark auf „quasi-voluntary“ Kooperation bauen,
weniger auf Zwang, aber auch nicht auf reine Freiwilligkeit.

– „Conflict-resolution mechanisms“. Konflikte, die immer entstehen können, wenn
Regeln interpretiert werden, müssen schnell und kostengünstig in internen Arenen
gelöst werden.

Monitoring, Sanktion und Konfliktlösung sind bei der klassischen Profession in der Re-
gel bei der Kammer angesiedelt. Eine vergleichbare formale Organisation für den Jour-
nalismus müsste also geschaffen werden.6 Die Beobachtung und auch Weiterentwick-
lung des Ressourcensystems, also des dem Journalismus institutionell zugewiesenen ge-
sellschaftlichen Problem- und Wissensbereichs, ist vor allem Sache der einschlägigen
Wissenschaft, hier speziell Journalistik und Kommunikationswissenschaft, die ja zur
Profession zählen (vgl. Rühl 2004: 128).

Für den Journalismus ist noch eine weitere von Ostrom herausgearbeitete Voraus-
setzung für eine robuste Selbstorganisation zentral: die Anerkennung des Selbstorgani-
sationsrechts der Allmendenutzer durch den Staat. Zwar sind Professionen ohne Staat
nicht denkbar, denn eine übergeordnete gesellschaftliche Instanz, die über entsprechen-
de Macht verfügt, muss ihr Monopol garantieren (vgl. Littek et al. 2005: 75). Und Pro-
fessionen sind „(i)m Gegensatz zur ihrer Kennzeichnung als ‚Freie‘ Berufe (...) hoch-
gradig regulierte Berufe“ (ebd.: 77). In Deutschland dominiert staatliche Regulierung als
eine der Berufsausübung vorgelagerte Regulierung, die vor allem der Qualitätssicherung
dient (vgl. ebd.: 109), die sich mit Blick auf Art. 5 GG hier aber weitgehend auf die
Ermöglichung der Selbstorganisation von Journalismus als Profession und die Sicherung
seiner Finanzierung beschränken müsste.

6 Zur mangelnden Eignung des Presserats in seiner derzeitigen Form vgl. z. B. die Kritik von
Pöttker 2003.
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Eine öffentliche Finanzierung des Journalismus setzt also zunächst einmal voraus,
dass ein Prozess in Richtung Professionsbildung unter Berücksichtigung der von Ost-
rom erarbeiteten „Design principles“ eingeleitet wird. Das kann nicht vom Journalismus
allein in Gang gesetzt werden, sondern erfordert gesellschaftliche, vor allem wissen-
schaftliche, politische und gesetzgeberische Initiativen. Der eher düstere Ausblick auf
die nähere und fernere Zukunft des Journalismus schafft dafür insofern günstige Aus-
gangsbedingungen, als über den Erhalt und die Weiterentwicklung der Institution Jour-
nalismus nicht nur wirtschaftlich, sondern in Orientierung an ihrer Leitidee und Sta-
tusfunktion in Demokratien reflektiert werden muss. Der Gesellschaft, die auf diese
Institution nicht verzichten will, bleibt angesichts der gebotenen Staatsferne einerseits
und den Überwucherungsgefahren durch ökonomische Rationalität bei Einbettung in
die Privatwirtschaft andererseits wenig anderes übrig, als auf Erhalt durch Selbstorga-
nisation zu bauen. Dass dies nicht ohne Risiko ist, muss gesehen werden. Der Begriff
der „Commons“ ist nicht wertgeladen – „its outcome can be good or bad, sustainable or
not“ (Hess/Ostrom 2007: 14). Aber die Wahrscheinlichkeit scheint groß, dass bei Be-
achtung der Befunde von Ostrom für eine Organisation des Journalismus nach dem
Konzept der klassischen Profession die Journalisten, gerade auch als rationale Akteure
und Homines Oeconomici (Fengler/Ruß-Mohl 2005), ihre „Allmende“, die ja Basis ihrer
wirtschaftlichen Existenz ist, gemäß den via Ausbildung vermittelten professionellen
Regeln und Verpflichtungen pflegen, wobei die gewonnene Reputation des Berufstandes
die quasi-freiwillige Kooperation zusätzlich abstützen dürfte.7

Umrisse eines Modus öffentlicher Finanzierung von Journalismus

In Deutschland wie in anderen europäischen Ländern gibt es bereits ein Modell der kol-
lektiven Finanzierung von Journalismus und journalistischen Medien: die öffentlich-
rechtliche Organisationsform8. Einer Übertragung dieses Modells auf die Zeitung als
Prototyp journalistischer Medien soll hier allerdings nicht das Wort geredet werden:
Dies erscheint – für eine Zeitungslandschaft – wenig praktikabel, und der Wettbewerb
zumindest zwischen öffentlich-rechtlichem Rundfunk und privatwirtschaftlich organi-
sierter Tageszeitung scheint im Rückblick auf die Entwicklung Deutschlands zur De-
mokratie durchaus positive Effekte ausgelöst zu haben. Die privatwirtschaftliche Orga-
nisationsform von Medien, ob kommerziell oder z. B. genossenschaftlich organisiert,
bleibt hier also unberührt, soll für journalistische Medien durch ein mit der Förderung
verbundenes wirtschaftliches Anreizsystem aber effektiver mit Blick auf die Funktion
des Journalismus werden.

Ausgehend von dem bislang Dargelegten wird hier ein Finanzierungsmodus vorge-
schlagen, der mit einem Professionsbildungs- und Selbstorganisationsprozess des Jour-
nalismus zeitlich und inhaltlich verknüpft ist.

5.

7 Die teils skeptische Beurteilung der Zukunft von Professionen (vgl. z. B. im Sammelband von
Klatetzki/Tacke (2005) die Beiträge von Stichweh, Tacke, Klatetzki) könnte dabei durchaus als
Anregung dienen, welche „Klippen“ im Professionsbildungsprozess mit bedacht werden müs-
sen.

8 Inwieweit das hier vorgeschlagene Modell Rückwirkungen auch auf die öffentlich-rechtliche
Medienorganisationsform haben könnte, bleibt hier unerörtert. Beide Modelle folgen aber wohl
grundsätzlich unterschiedlichen Ordnungsvorstellungen, deren – auch rechtliche – Kompatibi-
litäten erst näher geprüft werden müssten.
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Eine öffentliche Finanzierung von Journalismus wäre danach an Bedingungen zu
binden, die wie folgt aussehen könnten:
1. Finanziell gefördert werden Redaktionen, Redaktionsbüros und vergleichbare Ein-

richtungen9, die mit Blick auf die Inhalteproduktion ausschließlich und autonom von
Journalisten geleitet werden.

2. Journalist ist eine geschützte, an theoretische und praktische Ausbildungsgänge mit
entsprechenden Examina gebundene Berufsbezeichnung.

3. Journalismustheoretiker und -praktiker entwickeln in Zusammenarbeit mit Vertre-
tern der Medien- und Bildungspolitik sowie Medienrechtlern ein Ausbildungs- und
Prüfungscurriculum, dessen erfolgreiche Absolvierung den Zugang zum Beruf des
Journalismus eröffnet. Dabei ist auf Abgrenzungen zu anderen Kommunikations-
berufen, etwa im Feld der Public Relations, der Werbung und der Unterhaltung,
besonders zu achten.10

4. Das Ausbildungsverfahren sollte ähnlich wie bei Pädagogik, Jura oder Medizin zwei-
gegliedert sein in ein Studium an der Universität und eine eher praxisorientierte, „ta-
cit-Wissen“ vermittelnde „Referendar“-Zeit. Jede der Stufen schließt mit einem Ex-
amen. Die Berufsbezeichnung Journalist setzt beide Examina voraus.

5. Die „Referendar“-Ausbildung erfolgt ausschließlich in Redaktionen, Redaktions-
büros und vergleichbaren Einrichtungen, die als förderungswürdig anerkannt sind.
Abschluss dieser Ausbildungsphase ist eine externe Prüfung. Über das Prüfungsgre-
mium (z. B. eine Kammer) ist im Rahmen der Festlegung des Ausbildungscurricul-
ums zu befinden.

Öffentliche Förderung setzt damit nicht an der Qualität der Produkte, mit den bekann-
ten inhaltlichen und messtechnischen Problemen an, sondern an der formalisierten Pro-
fessionszugehörigkeit des Personals.

Die Vorstellung, dass Informations- und Meinungsbildungsfreiheit eine unbedingte,
d. h. an keine Qualifikationsnachweise gebundene Berufszugangsfreiheit zum Journa-
lismus erfordere, wird aufgegeben. Wenn, wie Rühl (2004: 128f.) schreibt, Journalismus
immer „der Journalismus einer Gesellschaft im Wandel“ ist, dann ist es legitim und er-
forderlich, in einer sich wandelnden Gesellschaft auch neue Vorstellungen von seiner
gesellschaftlichen Organisation zu entwickeln. Wie Donsbach u. a. (2009: 122ff.) in ihrer
Studie zur öffentlichen Wahrnehmung des Journalismus ermittelten, befürworten 89
Prozent der deutschen Bürger eine verbindliche Ausbildung für Journalisten, ein deut-
licher Hinweis auf eine Professionalisierungsbedürftigkeit aus Sicht der Rezipienten, was
die Akzeptanz auch eines damit verknüpften Finanzierungsprogramms zweifellos er-
höht. Die Befunde der Studie machen auch die durchaus differenziert wahrgenommene
und grundsätzlich akzeptierte Bedeutung dieser gesellschaftlichen Institution aus Sicht
der Bürger deutlich. Der gesellschaftliche Konsens über die Funktion des Journalismus,
wie sie von Haller (2004) herausgearbeitet wurde, ist (auch) von Seiten des Publikums
also keineswegs aufgekündigt. Für eine öffentliche Finanzierung ist dies eine wichtige
Voraussetzung.

Die bisherige, überwiegend privatwirtschaftlich organisierte Finanzierung des Jour-
nalismus ist aus ökonomischer Sicht ein sehr spezielles Arrangement, dessen allokative
Effizienz selbst klassische Ökonomen (vgl. u. a. Schröder 2008: 205ff.) in Frage stellen,
vor allem weil die Selektion der Inhalte weniger der Wertschätzung des Publikums als

9 Die Förderung könnte grundsätzlich auch bei dem einzelnen Professionsmitglied ansetzen
(und wird das bei Freiberuflichkeit auch tun müssen), die ja ebenfalls öffentlich zu finanzie-
renden Transaktionskosten werden dadurch aber erheblich erhöht.

10 Vgl. dazu auch Rühl (2008: 571ff.) und seine Einforderung einer Journalistikpolitik.
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den Zielgruppenpräferenzen der Werbewirtschaft folgt. Wenn Donsbach u. a. schreiben,
dass „das Publikum weniger Boulevard und mehr sachliche Substanz verlange“ (ebd.:
131), dass aus Sicht vieler Bürger „das Nachrichtenangebot an der Nachfrage vorbei(ge-
he)“ (ebf.: 132), dann sind die im Finanzierungsarrangement begründeten Ineffizienten
angesprochen. Dabei ist die Medien- und Journalismusfinanzierung via Werbung für den
Rezipienten keineswegs kostenlos. Seine Kostenbeteiligung in der Rolle als Konsument
der beworbenen Produkte ist lediglich intransparent und gehorcht nicht dem Äquiva-
lenzprinzip.

Wie aber lässt sich eine öffentliche Finanzierung des Journalismus institutionenöko-
nomisch begründen? Auch die Information und das Wissen, die der Journalismus für
die Gesellschaft produziert und bereitstellt, sind institutionenökonomisch Commons,
ein Ressourcensystem für die Mitglieder der Gesellschaft in ihrer Rolle als Bürger. Es
sind in der Unterscheidung von Levine (2007: 250f.) „libertarian commons“, denn jeder
kann und darf sie nutzen, was ihren Kollektivgutcharakter unterstreicht. Eine Selbstor-
ganisation der Bürger zur Verwaltung, Erhaltung und Finanzierung von „libertarian
commons“ ist institutionenökonomisch unwahrscheinlich. Dafür ist die Gruppe zu
groß: alle Bürger gehören zu dem berechtigten Nutzerkreis, Grenzziehungen in diesem
Fall würden Art. 5 GG zudem massiv verletzen, und das Freerider- bzw. Trittbrettfah-
rerproblem (vgl. u. a. Kiefer 2005: 133) ist kaum zu überwinden. Außerdem wären die
Kosten der Entscheidungsfindung und -durchsetzung ineffizient hoch. In einer solchen
Situation ist die Delegation der Organisationsaufgabe an die Volksvertreter eine in einer
repräsentativen Demokratie bewährte Lösung. Da es sich bei dem Ressourcensystem
journalistische Information nicht, wie z. B. bei einer Weide, um ein ständig in bekannter
Qualität nachwachsendes, sondern um ein immer wieder kostenintensiv neu zu produ-
zierendes Ressourcensystem handelt, sind zentrale, von den Volksvertretern zu lösende
Probleme:
1. die Voraussetzungen zu schaffen, dass diese fortwährende Neuproduktion erfolgt

und so erfolgt, dass die Bürger daraus den erwarteten Nutzen ziehen können, und
2. die Finanzierung der kontinuierlichen Neuproduktion sicherzustellen.
Der hier entwickelte Lösungsvorschlag für das erste Problem ist die kollegiale Selbst-
organisation des Journalismus gemäß dem Konzept der Profession unter Beachtung der
von Ostrom entwickelten Organisationsvoraussetzungen. Den Lösungsvorschlag für
das zweite Problem weiterzuentwickeln und zu begründen ist Ziel dieses Kapitels.

In den USA haben die technischen Möglichkeiten der Digitalisierung und des Inter-
nets eine Diskussion in der Wissenschaft dahingehend ausgelöst, ob für „Knowledge-
Commons“ Zugangsbarrieren, wie sie z. B. die Verwertungsrechte darstellen, noch an-
gemessen sind (vgl. Hess/Ostrom 2007). Ein Argument, wissenschaftliche Abhandlun-
gen tantiemenfrei allen Interessierten zugänglich zu machen, ist, dass der Autor für die
vorausgehende wissenschaftliche Arbeit, auf der die Veröffentlichung basiert, von der
Gesellschaft schon entgolten wurde. „Scholars can afford to donate their journal articles
because they are paid salaries by universities“ (Suber 2007: 175). Diese „öffentliche“
Finanzierung mache den Autor zudem marktunabhängig in seiner Arbeit und erlaube
akademische Freiheit. Man kann die Argumentation im Zusammenhang mit Journalis-
mus und Journalismusfinanzierung nun genau umdrehen: Journalismus muss öffentlich
finanziert werden, weil seine Leistungen als libertarian commons allen Gesellschafts-
mitgliedern in ihrer Rolle als Bürger offenstehen und in einer Demokratie ohne finan-
zielle Barrieren offenstehen müssen. Journalismus als gesellschaftliche Institution erfor-
dert ja beides, die Produktion und die Rezeption seiner „Dienstleistungen“, nur dann
kann die institutionelle Funktion erfüllt werden. Hier stellt Journalismus im Übrigen
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auch keine Ausnahme dar. Information und Wissen sind, halten Ostrom/Hess (2007: 53)
fest, „a ‚flow ressource’ that must be passed from one individual to another to have any
public value“. Das gilt für die journalistische Information in besonderem Maß, wobei
die „Fließgeschwindigkeit“ hier besonders hoch ist.

Der Vorteil der Theorie von den Commons ist, hierin der „Third Logic“ des Kon-
zepts der Profession nicht unähnlich, dass sie Ordnungsformen zwischen Markt und
Staat bereitzustellen und zu begründen versucht. „The metapher of the commons pro-
vides a language to explain how the extraordinary public assets invested in the nation’s
information infrastructure can deliver democratic opportunities for the partizipation of
all citizens. (...) The commons elevates individuals to the role above mere consumers in
the marketplace, shifting the focus to their rights, needs, and responsibilities as citi-
zens“ (Kranich 2007: 93f.).

Öffentliche Finanzierung meint hier nicht, dass alles notwendige Geld aus dem all-
gemeinen Steuertopf kommen muss, sondern dass die Finanzierung des Journalismus
vom Gesetzgeber als eine marktunabhängige organisiert und sichergestellt wird. Für
mögliche Einnahmequellen bietet das erwähnte Papier von Downie/Schudson (2009)
einiges Anregungspotenzial. Ergänzen lassen sich die Vorschläge um einen steuerlich
differenzierten Umgang nicht nur mit Medien, sondern auch mit Werbung und PR.11 So
lassen sich ja durchaus Modelle vorstellen, dass Werbeaufwendungen von Unternehmen,
die in Medien ohne geförderte Redaktion fließen oder die Vermittlung von Medien
überhaupt vermeiden, mit Blick auf ihre steuerliche Abzugsfähigkeit anders behandelt
werden als Werbung, die zur Finanzierung journalistischer Medien und damit des Jour-
nalismus beiträgt. Auch ein steuerlicher Beitrag von PR zur Finanzierung des Journa-
lismus ist begründbar, da sie sich dieser Ressource und des dadurch geschaffenen Ver-
trauenspotenzials ja gerne für die eigenen partikularen Anliegen zu bedienen versuchen.
Auch eine steuerliche Differenzierung der Medien danach, ob sie eine geförderte Re-
daktion mit unterhalten oder nicht, lässt sich begründen. Die einen tragen zum Erhalt
des Journalismus als kulturelle Institution bei, die anderen nicht. Das sind nur einige,
den allgemeinen Steuerzahler kaum belastende Einnahmequellen, weitere lassen sich si-
cherlich finden. Stiftungen und Spenden sollten durch steuerliche Begünstigungen an-
geregt werden, den Rest, wenn alle anderen Quellen ausgeschöpft sind, muss die Allge-
meinheit tragen. Es ist hier nicht die Absicht, einen detaillierten Finanzierungsplan von
Journalismus vorzulegen, sondern es soll mit Beispielen lediglich die Möglichkeit als
realistisch aufgezeigt werden, diese Finanzierung öffentlich zu organisieren. Muss diese
Organisation der Finanzierung durch den Gesetzgeber geregelt werden, so ist die Ver-
fügung über die Mittel und ihre konkrete Verteilung mit Blick auf die gebotene Staats-
ferne wohl bei den Organen der journalistischen Kollegialorganisation anzusiedeln.

Medienförderung – nicht nur wirtschaftlich

Die oben angedeuteten Beispiele für die Erschließung von Finanzierungsquellen machen
bereits deutlich, dass Journalismusförderung auch Medienförderung bedeutet, sofern
und soweit das jeweilige Medium dem autonomen professionellen Journalismus ein Fo-
rum bietet. Erreicht wird sowohl eine direkte Förderung (Entlastung bei den Aufwen-

6.

11 Solche Maßnahmen lassen sich mit dem Äquivalenzprinzip begründen. So soll z. B. im Falle
von PR für den Nutzen, den Gruppen mit partikularen Interessen aus der öffentlichen Dienst-
leistung Journalismus ziehen, indem sie dessen Aktivierungspotenzial von Aufmerksamkeit
für die eigenen Belange einzuspannen versuchen, eine angemessene Kostenbeteiligung geleistet
werden.
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dungen für die förderungswürdige Redaktion) als auch eine indirekte (steuerliche Be-
günstigungen von Medien mit förderungswürdiger Redaktion gegenüber solchen ohne),
und beide Formen setzen für die Medien wirtschaftliche Anreize in Richtung des pro-
fessionellen Journalismus. Begünstigt werden förderungswürdige journalistische Medi-
en auch durch eine oben angesprochene unterschiedliche steuerliche Behandlung der
Werbeaufwendungen. Auch hier zielen die Anreize, diesmal für die werbetreibende
Wirtschaft, in Richtung Förderung des professionellen Journalismus: Neben den finan-
ziellen Anreizen durch steuerliche Begünstigung dürfte auch der Distinktions- und
wahrscheinliche Reputations- und Seriositätsgewinn geförderter Medien beim Publi-
kum für die werbetreibende Wirtschaft von Interesse sein. Für das Publikum ist die
skizzierte Journalismusfinanzierung ja zentrale Orientierungshilfe, bei welchen Medien
professioneller Journalismus zu erwarten ist. Für eine Zeitung, die im Wettbewerb steht
oder die auf ihre Online-Angebote aufmerksam machen möchte, ist die Förderung
zweifellos ein Argument, das werblich genutzt werden kann.

Die Förderung bietet auch eine Basis für die Wiederbelebung einer Medienkritik.
Nicht nur die finanzielle Unabhängigkeit des Journalismus, sondern insbesondere die
Definition von Leistungskriterien professionellen Handelns ermöglichen und erfordern
auch einen selbstreflexiv-kritischen Umgang mit dem eigenen Tun und dem der Mit-
spieler im institutionellen Feld. „Monitoring“ sollte angesichts der Zentralität der In-
stitution Journalismus in demokratischen Gesellschaften nicht nur als internes Kon-
trollsystem verstanden werden, sondern auch als Transparenz- und Rechenschaftspflicht
gegenüber der Gesellschaft. Ganz im Sinne der Theorie von den Commons würde dies
eine Überwindung der Rolle des Publikums nur als Konsument von Medienprodukten
begünstigen und sein Hineinschlüpfen in die Rolle des Bürgers erleichtern, der für sein
Mediensystem und dessen Qualitäten mit verantwortlich ist. Für die Medien selbst muss
das nicht von Nachteil sein. Wenn ihre Angebote, die ja heute zum großen Teil als Pro-
dukte einer Wegwerfgesellschaft konzipiert sind und so auch rezipiert werden, für das
Publikum wieder wichtig werden, ist auch das eine Medienförderung, die den Medien-
organisationen zumindest mittelfristig auch wirtschaftlich hilft.

Der hier skizzierte Modus einer öffentlichen Finanzierung des Journalismus soll zu-
nächst medienunabhängig sicherstellen, dass diese für demokratische Gesellschaften
zentrale Institution funktionsfähig bleibt. Dass mit der öffentlichen Finanzierung von
Journalismus zahlreiche Formen der direkten und indirekten Förderung auch von jour-
nalistischen Medien, unabhängig davon, welcher Kanäle und technischen Möglichkeiten
sie sich für die Schaffung medialer Öffentlichkeit bedienen, verbunden sind, wurde an-
deutungsweise skizziert und ist ein gewollter Nebeneffekt. Andere und weitere staatliche
oder auch private Förderungsmaßnahmen z. B. zur Abstützung der Lesekultur oder
einer visuellen Kultur in Film und Fernsehen sind davon nicht tangiert, sie sollten aller-
dings klar von einer Journalismusförderung durch öffentliche Finanzierung abgegrenzt
werden.

Zusammenfassung

Das hier skizzierte Modell einer Journalismusfinanzierung folgt der berühmt-berüch-
tigten Suche nach dem dritten Weg: Eine Lösung wird nicht vom Markt erhofft – eine
Strategie, welche die privatwirtschaftlichen Medienorganisationen in Form von Paid-
Content-Angeboten vor allem für Internet und Handy (vgl. Siebenhaar 2010) zu ent-
wickeln und zu realisieren versuchen –, sie wird aber auch nicht als Übertragung des
öffentlich-rechtlichen Organisationsmodells auf alle journalistischen Medien versucht.

7.
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Zentral für die Suche nach dem dritten Weg ist die Trennung zwischen Journalismus
und Medien. Sie ist theoretisch begründbar, wenn man Journalismus als eine eigene In-
stitution begreift, die relativ zu den Medienorganisationen als die demokratietheoretisch
eigentlich relevante einzustufen ist. Medienorganisationen waren bislang zentral für den
Journalismus, weil sie dessen Organisation und Finanzierung in breitem Umfang über-
nommen hatten und so selbst institutionellen Charakter gewannen. Der technische und
gesellschaftliche Wandel untergräbt nun ihr ohnehin ambivalentes Potenzial der Jour-
nalismusfinanzierung. Medien bleiben auch in dem hier skizzierten Finanzierungsmo-
dell, zumindest auf absehbare Zeit, ein zentrales Organisationsgerüst für den Journalis-
mus, in dessen Rahmen sich ein Großteil der journalistischen Arbeit vollzieht, und sie
bleiben, wiederum zumindest auf absehbare Zeit, weiterhin die Produzenten von Pu-
blikum, Publikumsaufmerksamkeit und damit von Öffentlichkeit, die dem Journalismus
eine Erfüllung seiner gesellschaftlich konsentierten Statusfunktion ermöglicht.

Das traditionelle institutionelle Arrangement von Journalismus und Medien ändert
sich allerdings gravierend, die gegenseitige Abhängigkeit wird lockerer. Finanzielle För-
derung des Journalismus wird an dessen Autonomie durch Professionsbildung und
Selbstorganisation gebunden. Die notwendigen Schritte dorthin wurden skizziert. Be-
gründet werden die Vorschläge mit der institutionenökonomischen Theorie der Com-
mons und den empirischen Befunden dazu.

Angesichts der Zentralität der Institution Journalismus und der veränderten gesell-
schaftlichen, vor allem technisch-medialen Ausgangsbedingungen wird davon ausge-
gangen, dass der Staat eine Neuorganisation des Journalismus einschließlich seiner Fi-
nanzierung ermöglichen muss. Mit Blick auf die gebotene Staatsferne bedeutet dies, dass
er die Rahmenbedingungen schafft und organisiert:
– für die mit dem Professionsbildungsprojekt verbundenen Aushandlungsprozesse

über Professionszugehörigkeit, -qualifikation, -leistungen etc.;
– für die soziale Organisation des Journalismus als autonome Kollegialorganisation;
– für eine öffentliche Finanzierung, die dem Journalismus die autonome Produktion

seiner gesellschaftlichen Dienstleistung ermöglicht.
Das Abenteuer für die Gesellschaft einer professionellen Selbstorganisation des Journa-
lismus erscheint weniger groß, wenn man sich die bisherige Lösung des Problems ver-
gegenwärtigt. Dieses Problem besteht ja bekanntlich darin, dass journalistische Dienst-
leistungen als öffentliche Güter zwar einer Finanzierung bedürfen, diese über den Markt
als Refinanzierungsmechanismus jedoch nicht ausreichend erreicht werden kann. Die
Querfinanzierung des Journalismus aus dem Werbemarkt, wie sie die privatwirtschaft-
lichen Medienorganisationen bislang organisierten, ermöglichte dessen Leistungen,
machte die Institution aber gleichzeitig zu einer zentralen Ressource privater Wirt-
schaftsunternehmen, die sie als rationale wirtschaftliche Akteure gemäß ihren unterneh-
merischen Kalkülen einsetzen. Dass dies mit erheblichen Ineffizienzen auch aus öko-
nomischer Sicht verbunden ist, wurde hier diskutiert. Wie groß der Mangel an gesell-
schaftlicher Effektivität dieses Modells war und ist, darüber streitet die kommunikati-
onswissenschaftliche Wirkungsforschung, ohne eine Antwort je geben zu können, auch,
weil eine verbindliche Referenzgröße nicht vorliegt. Folgt man den theoretischen und
empirischen Erkenntnissen der Institutionenökonomen wie den Befunden der Profes-
sionssoziologie, dann kann die Selbstorganisation eines professionellen, seiner gesell-
schaftlichen Aufgabe und Verantwortung bewussten Journalismus als das im Vergleich
mit der bislang gepflegten Praxis gesellschaftlich risikoärmere Abenteuer bewertet wer-
den. Es sollte als dritter Weg zwischen Markt und Staat also zumindest erprobt werden,
zumal andere Lösungen, die Institution Journalismus möglichst unbeschadet in einer
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Welt des technischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Umbruchs zu erhalten,
kaum sichtbar sind.

Dass diese hier vorgelegte erste und entsprechend grobe Skizze dieses Wegs noch
sorgfältiger Ausarbeitung und Präzisierung bedarf, sei abschließend zumindest ange-
merkt.
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